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Änderung des Obligationenrechts (Aktienrecht) Vorentwurf  
Änderung vom …  

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrats vom ...1, 

beschliesst: 

I 

1. Der sechsundzwanzigste Titels des Obligationenrechts2 wird wie folgt geändert:  
Ersatz von Ausdrücken 

1. Das Wort «Richter» wird durch «Gericht» ersetzt in den Artikeln 545 Absatz 1 
Ziffer 7, 565 Absatz 2, 574 Absatz 3, 577 Randtitel und Text, 579 Absatz 2, 
580 Absatz 2, 583 Absatz 2, 585 Absatz 3, 601 Absatz 2, 685b Absatz 5, 706 
Absatz 1, 706a Absatz 2, 731b Absatz 1−3, 740 Absatz 4, 741 Absatz 2, 743 
Absatz 2, 846 Absatz 3, 881 Absatz 3, 890 Absatz 2, 891 Absatz 1, 904 
Absatz 3, 918 Absatz 2 und 924 Absatz 2.  

2. Das Wort «Reinertrag» wird durch «Bilanzgewinn» ersetzt in den Artikeln 859 
Absätze 1–3, inkl. Randtitel, 860 Absatz 1, 861 Absätze 1 und 3, inkl. Randtitel 
und 863 Absätze 1 und 3. 

3. Betrifft nur den französischen Text  
Art. 620 

1 Die Aktiengesellschaft ist eine Kapitalgesellschaft, an der eine oder 
mehrere Personen, Handelsgesellschaften oder Rechtsgemeinschaften 
beteiligt sind. Ihr Aktienkapital ist in den Statuten festgelegt. Für ihre 
Verbindlichkeiten haftet nur das Gesellschaftsvermögen. 

  

 
1 BBl ... 
2 SR 220 

A. Begriff 
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Art. 697g 

1 Die Sachverständigen berichten einlässlich über das Ergebnis ihrer 
Untersuchung. Wurde die Sonderuntersuchung durch das Gericht 
angeordnet, so legen die Sachverständigen ihren Bericht dem Gericht 
vor. 

2 Das Gericht stellt den Bericht der Gesellschaft zu und entscheidet 
auf ihren Antrag, ob Teile des Berichts das Geschäftsgeheimnis oder 
andere vorrangige Interessen der Gesellschaft verletzen und deshalb 
den Gesuchstellern nicht vorgelegt werden dürfen. 

3 Das Gericht gibt dem Verwaltungsrat und den Gesuchstellern Gele-
genheit, zum bereinigten Bericht Stellung zu nehmen und Ergänzungs-
fragen zu stellen. 

Art. 697h 

1 Der Verwaltungsrat unterbreitet der nächsten Generalversammlung 
den Bericht der Sachverständigen sowie seine Stellungnahme und 
diejenige der Gesuchsteller dazu. 

2 Jeder Aktionär kann während eines Jahres nach der Generalver-
sammlung von der Gesellschaft eine Ausfertigung des Berichts und 
der Stellungnahmen auf deren Kosten verlangen. 

Art. 697i 

Die Gesellschaft trägt die Kosten der Sonderuntersuchung. Sie leistet 
auch allfällige Kostenvorschüsse. 

Art. 697j 

1 Aktionäre, die zu einer Klage auf Leistung an die Gesellschaft be-
rechtigt sind, können der Generalversammlung die Erhebung einer 
solchen Klage auf Kosten der Gesellschaft beantragen, sofern sie 
einzeln oder zusammen mindestens über eine der folgenden Beteili-
gungen verfügen: 

1. in Gesellschaften, deren Aktien an einer Börse kotiert sind: 
3 Prozent des Aktienkapitals oder der Stimmen; 

2. in Gesellschaften, deren Aktien nicht an einer Börse kotiert 
sind: 10 Prozent des Aktienkapitals oder der Stimmen. 

2 Entspricht die Generalversammlung dem Antrag, so betraut sie den 
Verwaltungsrat mit der Prozessführung oder sie bezeichnet einen 
Vertreter der Gesellschaft.  

3 Wird die Klage nicht innert sechs Monaten erhoben, so kann jeder 
Aktionär die Zulassung zur Klage auf Kosten der Gesellschaft verlan-
gen. 

5. Bericht 

6. Behandlung 
und Bekanntgabe 

7. Kosten der 
Sonderunter-
suchung 

VI. Zulassung 
zur Klage auf 
Kosten der 
Gesellschaft 

1. Mit Genehmi-
gung der 
Generalver-
sammlung 
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Art. 697k 

1 Entspricht die Generalversammlung dem Antrag nicht, so können 
Aktionäre, die einzeln oder zusammen mindestens eine der Beteili-
gungen nach Artikel 697j vertreten, innert drei Monaten das Gericht 
um Zulassung zur Klage auf Kosten der Gesellschaft ersuchen. 

2 Das Gericht heisst das Gesuch gut, wenn: 

a. die Gesuchsteller eine Verletzung von Gesetz oder Statuten 
und einen Schaden oder sonstigen finanziellen Nachteil der 
Gesellschaft glaubhaft machen; 

b. die Gesuchsteller ihre Beteiligung erworben haben, bevor sie 
Kenntnis von der geltend gemachten Verletzung von Gesetz 
oder Statuten erhalten haben; und 

c. die Klage nicht überwiegenden Interessen der Gesellschaft 
widerspricht. 

3 Das Gericht hört die Gesellschaft an, bevor es das Gesuch gutheisst. 
Erklärt die Gesellschaft, dass sie die Klage erheben wird, so setzt ihr 
das Gericht hierfür eine Frist von sechs Monaten an, mit der Andro-
hung, das Gesuch werde bei ungenutztem Ablauf der Frist gutgeheis-
sen. 

4 Wird das Gesuch gutgeheissen, so können die berechtigten Aktionä-
re die Klage innert sechs Monaten zu erheben. 

5 Die Frist zur Erhebung der Klage gemäss den Absätzen 3 und 4 kann 
vom Gericht angemessen verlängert werden. 

6 Auf Antrag kann das Gericht die Gesellschaft zur Leistung eines 
Vorschusses oder einer Sicherheit zugunsten der Gesuchsteller ver-
pflichten, damit diese die Vorbereitung und Führung des Entscheid-
verfahrens finanzieren können. 

7 Ausser bei Bös- oder Mutwilligkeit hat die Gesellschaft die Kosten 
des Entscheidverfahrens, unter Einschluss allfälliger Vorschuss- und 
Sicherheitsleistungen sowie sämtliche Kosten einer angemessenen 
Rechtsvertretung des Klägers, zu tragen. 

Art. 697l 

1 Die Statuten können vorsehen, dass gesellschaftsrechtliche Streitig-
keiten durch ein Schiedsgericht beurteilt werden. Sie können bestim-
men, dass die Schiedsklausel gegenüber allen Aktionären, der Gesell-
schaft und den Organen verbindlich ist. 

2. Bei Ableh-
nung durch die 
Generalver-
sammlung 

VII. Schiedsge-
richt 


